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2 5 . Bundesgesetz: Errichtung eines Bundesministeriums für Gesundheit und Umweltschutz

2 6 . Bundesgesetz: 1. Bundesfinanzgesetz-Novelle 1972

2 7 . Verordnung: Untersagung der Herausgabe oder Anwendung von Preisempfehlungen

2 8 . Verordnung: Untersagung der Herausgabe oder Anwendung von Preisempfehlungen

29. Verordnung: Untersagung der Herausgabe oder Anwendung von Preisempfehlungen

3 0 . Verordnung: Untersagung der Herausgabe oder Anwendung von Preisempfehlungen

25. Bundesgesetz vom 21. Jänner 1972 über
die Errichtung eines Bundesministeriums für

Gesundheit und Umweltschutz

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1

A b s c h n i t t I

Errichtung eines Bundesministeriums für
Gesundheit und Umweltschutz

§ 1. Zur Besorgung der Geschäfte der obersten
Bundesverwaltung, die im Dienste der Volks-
gesundheit sowie zum Schutz des Menschen vor
schädlichen Umwelteinflüssen notwendig sind,
wird das Bundesministerium für Gesundheit
und Umweltschutz mit dem im § 3 festgesetzten
Wirkungsbereich errichtet.

§ 2. Zum Wirkungsbereich des Bundesministe-
riums für Gesundheit und Umweltschutz gehö-
ren die ihm gemäß § 3 übertragenen Angele-
genheiten in dem Umfang, in dem sie bis zum
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes vom Bundes-
kanzleramt, vom Bundesministerium für soziale
Verwaltung oder vom Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft zu besorgen waren.

§ 3. (1) Das Bundesministerium für Gesundheit
und Umweltschutz übernimmt aus dem Wir-
kungsbereich

1. des Bundeskanzleramtes die Zuständigkeit
gemäß § 11 Abs. 1 des Gesetzes StGBl. Nr. 139/
1918 zur Wahrung der allen Verwaltungs-
zweigen gemeinsamen Interessen auf dem Ge-
biete des Umweltschutzes;

2. des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung

a) die Angelegenheiten der Volksgesundheit
einschließlich der Aus-, Fort- und Weiter-

bildung von Sanitätspersonen und des
Personals der öffentlichen Gesundheitsver-
waltung, der Mitwirkung bei den grund-
sätzlichen und organisatorischen Angele-
genheiten des medizinischen und pharma-
zeutischen Unterrichts, der Angelegenhei-
ten der Kurorte und natürlichen Heil-
vorkommen, der Heil- und Pflegean-
stalten und der Volkspflegestätten, des Lei-
chen- und Bestattungswesens und des
Apotheken- und Arzneimittelwesens;

b) die Angelegenheiten der Nahrungsmittel-
kontrolle;

c) die Führung der Bundesapotheken;

d) die Standesangelegenheiten der Ärzte,
Dentisten und des sonstigen Kranken-
pflegepersonals, einschließlich ihrer beruf-
lichen Vertretung;

3. des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft

a) die Angelegenheiten des Veterinärwesens
mit Ausnahme jener Angelegenheiten, die
von der Bundesanstalt für künstliche. Be-
samung der Haustiere zu besorgen sind;

b) die Aus-, Fort- und Weiterbildung der in
Angelegenheiten des Veterinärwesens täti-
gen Personen;

c) die Standesangelegenheiten der Tierärzte
einschließlich ihrer beruflichen Vertretung.

(2) Der Wirkungsbereich des Bundesministe-
riums für Gesundheit und. Umweltschutz um-
faßt in den Angelegenheiten des Abs. 1 Z. 1
auch die Forschung, und zwar unbeschadet der
Aufgaben des Bundesministeriums für Wissen-
schaft und Forschung gemäß dem Bundesgesetz
vom 9. Juli 1970, BGBl. Nr. 205.

§ 4. (1) In den in den Wirkungsbereich des
Bundesministeriums für Gesundheit und Um-
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weltschutz fallenden Angelegenheiten der Heil-
und Pflegeanstalten hat der Bundesminister für
Gesundheit und Umweltschutz im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für soziale Ver-
waltung vorzugehen.

(2) In den Angelegenheiten des Pflanzen-
schutzes mit Ausnahme der phytosanitären
Grenzkontrolle hat der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Gesundheit und.
Umweltschutz vorzugehen.

(3) Soweit Angelegenheiten des Veterinär-
wesens Belange der tierischen Produktion, des
Waren- und Viehverkehrs mit dem Ausland, des
Ernährungswesens oder der landwirtschaftlichen
Marktordnung berühren, hat der Bundesmini-
ster für Gesundheit und Umweltschutz im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft vorzugehen.

A b s c h n i t t II

Änderungen in den Personalständen

§ 5. (1) Die den Personalständen des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung und des
Bundesministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft angehörigen Bundesbediensteten, die aus-
schließlich oder überwiegend mit Angelegen-
heiten befaßt sind, die nach Abschnitt I nun-
mehr in den Wirkungsbereich des neu zu errich-
tenden Bundesministeriums für Gesundheit und
Umweltschutz fallen, werden mit dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes in den Personal-
stand des neu errichteten Bundesministeriums
für Gesundheit und Umweltschutz über-
nommen.

(2) Der Bundesminister für soziale Verwaltung
beziehungsweise der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft hat nach Anhörung der
zuständigen Zentralausschüsse mit Bescheid fest-
zustellen, welche Bundesbediensteten ausschließ-
lich oder überwiegend mit Angelegenheiten be-
faßt sind, die nach Abschnitt I nunmehr in den
Wirkungsbereich des neu errichteten Bundes-
ministeriums für Gesundheit und Umweltschutz
fallen. Die in Abs. 1 verfügte Übernahme von
Bundesbediensteten in den Personalstand des
Bundesministeriums für Gesundheit und Um-
weltschutz wird mit Rechtskraft dieser Fest-
stellungsbescheide wirksam.

(3) Den gemäß Abs. 1 in den Personalstand
des neu errichteten Bundesministeriums für
Gesundheit und Umweltschutz übernommenen
Bediensteten ist eine Verwendung (Funktion)
zuzuweisen, die ihrer bisherigen Verwendung
(Funktion) zumindest gleichwertig ist. Die
Bestimmungen des § 67 Abs. 4 und 8 der
Dienstpragmatik in der Fassung der Dienst-
pragmatik-Novelle 1969, BGBl. Nr. 148, blei-
ben unberührt.

Artikel 2

A b s c h n i t t I

Änderung des Bundes-Personalvertretungs-
gesetzes

Das Bundes-Personalvertretungsgesetz, BGBl.
Nr. 133/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 284/1971, wird wie folgt geändert:

§ 11 Abs. 1 lit. g hat zu lauten:
„g) beim Bundesministerium für Gesundheit

und Umweltschutz für die Bediensteten
der Untersuchungsanstalten der Bundes-
staatlichen Sanitätsverwaltung;"

A b s c h n i t t II

Übergangsbestimmungen

Bis zu einer Neuwahl des beim Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung oder des beim
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft eingerichteten Zentralausschusses bzw. der
bei diesen Zentralstellen eingerichteten Dienst-
stellenausschüsse gelten folgende Bestimmungen:

1. Die Dienststellenversammlung der Zentral-
stelle Bundesministerium für soziale Verwaltung
wird aus der Gesamtheit der Bediensteten der
Zentralstelle Bundesministerium für soziale Ver-
waltung und aus den Bediensteten der Zentral-
stelle des Bundesministeriums für Gesundheit
und Umweltschutz gebildet, soweit letztere nicht
aus dem Personalstand des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft übernommen
wurden.

2. Die Dienststellenversammlung der Zentral-
stelle Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft wird aus der Gesamtheit der Bedien-
steten der Zentralstelle Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft und der aus dem
Personalstand des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft in den Personalstand des
Bundesministeriums für Gesundheit und Um-
weltschutz übernommenen Bediensteten gebildet.

3. Die Aufgaben des Dienststellenausschusses
bei der Zentralstelle Bundesministerium für
Gesundheit und Umweltschutz sind, soweit sie
sich auf Bedienstete beziehen, die nicht aus dem
Personalstand des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft in den Personalstand des
Bundesministeriums für Gesundheit und Um-
weltschutz übernommen wurden, von dem bei
der Zentralstelle Bundesministerium für soziale
Verwaltung für die sonstigen Bediensteten die-
ses Ressorts gebildeten Dienststellenausschuß
wahrzunehmen.

4. Die Aufgaben des Dienststellenausschusses
bei der Zentralstelle Bundesministerium für
Gesundheit und Umweltschutz sind, soweit sie
sich auf Bedienstete beziehen, die aus dem Per-
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sonalstand des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft in den Personalstand des
Bundesministeriums für Gesundheit und Um-
weltschutz übernommen wurden, von dem bei
der Zentralstelle Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft gebildeten Dienststellenaus-
schuß wahrzunehmen.

5. Die Mitglieder des beim Bundesministerium
für soziale Verwaltung für die Bediensteten der
Untersuchungsanstalten der Bundesstaatlichen
Sanitätsverwaltung eingerichteten Fachausschus-
ses sind Mitglieder des im Abschnitt I genannten
Fachausschusses.

6. Die Aufgaben des Zentralausschusses bei
der Zentralstelle Bundesministerium für Gesund-
heit und Umweltschutz sind, soweit sie sich auf
Bedienstete beziehen, die nicht aus dem Per-
sonalstand des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft in den Personalstand des
Bundesministeriums für Gesundheit und Um-
weltschutz übernommen wurden, von dem beim
Bundesministerium für soziale Verwaltung für
die sonstigen Bediensteten dieses Ressorts einge-
richteten Zentralausschuß wahrzunehmen.

7. Die Aufgaben des Zentralausschusses bei der
Zentralstelle Bundesministerium für Gesundheit
und Umweltschutz sind, soweit sie sich auf
Bedienstete beziehen, die aus dem Personalstand
des Bundesministeriums für Land- und Forst-
wirtschaft in den Personalstand des Bundesmini-
steriums für Gesundheit und Umweltschutz
übernommen wurden, von dem beim Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft ein-
gerichteten Zentralausschuß wahrzunehmen.

8. Anläßlich der erstmaligen Wahl des Zen-
tralausschusses beim Bundesministerium für
Gesundheit und Umweltschutz bzw. des Dienst-
stellenausschusses bei der Zentralstelle Bundes-
ministerium für Gesundheit und Umweltschutz
obliegt die Bestellung der Wahlausschüsse dem
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz.

9. § 23 Abs. 2 lit. c des Bundes-Personalver-
tretungsgesetzes findet auf die Zentralausschüsse
bei den Bundesministerien für soziale Verwal-
tung bzw. für Land- und Forstwirtschaft und auf
die Dienststellenausschüsse für die Zentralstel-
len Bundesministerium für soziale Verwaltung
bzw. Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft keine Anwendung.

10. Anläßlich der erstmaligen Wahl des Zen-
tralausschusses beim Bundesministerium für
Gesundheit und Umweltschutz bzw. des Dienst-
stellenausschusses bei der Zentralstelle des Bun-
desministeriums für Gesundheit und Umwelt-
schutz sind auch die übrigen Personalvertre-
tungsausschüsse des Ressorts Bundesministerium
für Gesundheit und Umweltschutz neu zu wäh-
len.

Artikel 3

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

a) hinsichtlich der §§ 1 bis 3 der Bundes-
minister für Gesundheit und Umwelt-
schutz;

b) hinsichtlich des § 4 der Bundesminister
für soziale Verwaltung, der Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft und
der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz entsprechend ihrem Wir-
kungsbereich;

c) hinsichtlich des § 5 die Bundesminister
für soziale Verwaltung, für Land- und
Forstwirtschaft und für Gesundheit und
Umweltschutz entsprechend ihrem Wir-
kungsbereich;

d) hinsichtlich des Artikels 2 Abschnitt I der
Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz;

e) hinsichtlich des Artikels 2 Abschnitt II der
Bundesminister für soziale Verwaltung
und für Land- und Forstwirtschaft im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Gesundheit und Umweltschutz.

Jonas
Kreisky Häuser Staribacher

2 6 . Bundesgesetz vom 21. Jänner 1972, mit
dem das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1972
abgeändert und ergänzt wird (1. Bundes-

finanzgesetz-Novelle 1972)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die im Jahre 1972 durch die Er-
richtung eines Bundesministeriums für Gesund-
heit und Umweltschutz anfallenden Ausgaben
und Einnahmen bei den gemäß § 2 vorgesehenen
Ansätzen im Wege finanzieller Ausgleiche vorzu-
sorgen.

§ 2. Im Bundesvoranschlag 1972 (Anlage I) ist
ein neues Kapitel 17 „Gesundheit und Umwelt-
schutz" mit folgenden Ansätzen zu eröffnen:
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Artikel II

Die Anlage III zum Bundesfinanzgesetz 1972,
BGBl. Nr. 1/1972, wird geändert wie folgt:



10. Stück — Ausgegeben am 31. Jänner 1972 — Nr. 27 und 28 443

1. Der Allgemeine Teil des Dienstpostenplanes
Punkt 2 Abs. 6 lit. >.d hat zu lauten:

„d) zu einer Dienstleistung im Rahmen einer
internationalen Organisation oder sonsti-
gen internationalen Einrichtung oder"

Die bisherige lit. d erhält die Bezeichnung
lit. e.

Gleichzeitig ist im Abs. 6 vorletzter Satz die
Zitierung „lit. d" durch die Zitierung „lit. e"
zu ersetzen.

2. Der Allgemeine Teil des Dienstposten-
planes Punkt 5 Abs. 3 hat zu lauten:

„Die Zahl der Dienstposten in der Personal-
reserve erhöht sich um die Zahl von Dienst-
posten, die durch ein vom Dienst freigestelltes
Mitglied eines Organs der Gesetzgebung, ein
vom Dienst freigestelltes oberstes Organ der
Vollziehung oder mit einem Bundesbedienste-
ten, der zur Dienstleistung bei einer internatio-
nalen Organisation oder sonstigen internatio-
nalen Einrichtung einen Karenzurlaub erhalten
hat, besetzt sind. Hat ein vom Dienst frei-
gestelltes Mitglied eines Organs der Gesetz-
gebung, ein vom Dienst freigestelltes oberstes
Organ der Vollziehung oder ein zur Dienstlei-
stung bei einer internationalen Organisation
oder sonstigen internationalen Einrichtung be-
urlaubter Bundesbediensteter seinen Dienst als
Beamter wieder aufgenommen, oder seine Funk-
tion beendet, so entfällt diese Erhöhung in dem
Zeitpunkt, in dem im betreffenden Personal-
stand ein Dienstposten der gleichen Art frei
wird."

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
betraut:

a) hinsichtlich des Artikels I der Bundes-
minister für Finanzen,

b) hinsichtlich des Artikels II der Bundes-
kanzler im Einvernehmen mit dem jeweils
zuständigen Bundesminister.

Jonas
Kreisky Androsch

27. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 20. Jän-
ner 1972, mit der die Herausgabe oder An-
wendung von Preisempfehlungen untersagt

wird

Auf Grund des § 36 1 des Kartellgesetzes 1959,
BGBl. Nr. 272, in der Fassung der 5. Kartell-
gesetznovelle, BGBl. Nr. 241/1968, wird verord-
net:

§ 1. Für die nachstehend angeführte Waren-
gattung wird untersagt, im geschäftlichen Ver-
kehr Preisempfehlungen, sofern sie nicht gemäß
§ 1 Abs. 2 lit. b des Kartellgesetzes 1959 als Kar-
tell gelten und nicht Empfehlungen von Kalkula-
tionsrichtlinien gemäß § 36 c des Kartellgesetzes
1959 sind, herauszugeben oder anzuwenden:

Nachtstromspeicheröfen.

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden gemäß § 48 b des Kartellgesetzes
1959 von der Bezirksverwaltungsbehörde mit
Geldstrafe bis zu 60.000 Schilling oder mit Arrest
bis zu acht Wochen bestraft.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Feber 1972
in Kraft und verliert mit 31. Dezember 1972
ihre Wirksamkeit.

Staribacher

28 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 20. Jän-
ner 1972, mit der die Herausgabe oder An-
wendung von Preisempfehlungen untersagt

wird

Auf Grund des § 36 l des Kartellgesetzes 1959,
BGBl. Nr. 272, in der Fassung der 5. Kartell-
gesetznovelle, BGBl. Nr. 241/1968, wird verord-
net:

§ 1. Für die nachstehend angeführten Waren-
gattungen wird untersagt, im geschäftlichen Ver-
kehr Preisempfehlungen, sofern sie nicht gemäß
§ 1 Abs. 2 lit. b des Kartellgesetzes 1959 als Kar-
tell gelten und nicht Empfehlungen von Kalkula-
tionsrichtlinien gemäß § 36 c des Kartellgesetzes
1959 sind, herauszugeben oder anzuwenden:

1. Elektrisch betriebene Küchengeräte aller Art
zum Mixen,

2. Elektrisch betriebene Küchengeräte aller Art
zum Grillen,

3. Steckerfertige Raumheizgeräte aller Art,
4. Bestrahlungslampen,
5. Strombetriebene Küchenherde,
6. Nähmaschinen zur Bearbeitung von Tex-

tilien.

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden gemäß § 48 b des Kartellgesetzes
1959 von der Bezirksverwaltungsbehörde mit
Geldstrafe bis zu 60.000 Schilling oder mit Arrest
bis zu acht Wochen bestraft.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Feber 1972
in Kraft und verliert mit 31. Dezember 1972
ihre Wirksamkeit.

Staribacher
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29 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 20. Jän-
ner 1972, mit der die Herausgabe oder An-
wendung von Preisempfehlungen untersagt

wird

Auf Grund des § 36 1 des Kartellgesetzes 1959,
BGBl. Nr. 272, in der Fassung der 5. Kartell-
gesetznovelle, BGBl. Nr. 241/1968, wird verord-
net:

§ 1. Für die nachstehend angeführten Waren-
gattungen wird untersagt, im geschäftlichen Ver-
kehr Preisempfehlungen, sofern sie nicht gemäß
§ 1 Abs. 2 lit. b des Kartellgesetzes 1959 als Kar-
tell gelten und nicht Empfehlungen von Kalkula-
tionsrichtlinien gemäß § 36 c des Kartellgesetzes
1959 sind, herauszugeben oder anzuwenden:

1. Tonbandgeräte aller Art,
2. Plattenspieler aller Art,
3. Elektrische Bügeleisen,
4. Elektrische Bodenbürsten,
5. Fußbodenbeläge aus Spinnstoffen, chemischen

Erzeugnissen oder Verbindungen aus diesen
Stoffen, mit Ausnahme von geknüpften und
gewebten Teppichen in der vom Erzeuger
abgepaßt hergestellten Form,

6. Reifen für Kraftfahrzeuge, sowohl fabriks-
neu als auch runderneuert.

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden gemäß § 48 b des Kartellgesetzes
1959 von der Bezirksverwaltungsbehörde mit
Geldstrafe bis zu 60.000 Schilling oder mit Arrest
bis zu acht Wochen bestraft.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Feber 1972
in Kraft und verliert mit 31. Dezember 1972
ihre Wirksamkeit.

Staribacher

30. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 20. Jän-
ner 1972, mit der die Herausgabe oder An-
wendung von Preisempfehlungen untersagt

wird
Auf Grund des § 36 l des Kartellgesetzes 1959,

BGBl. Nr. 272, in der Fassung der 5. Kartell-
gesetznovelle, BGBl. Nr. 241/1968, wird verord-
net:

§ 1. Für die nachstehend angeführten Waren-
gattungen wird untersagt, im geschäftlichen Ver-
kehr Preisempfehlungen, sofern sie nicht gemäß
§ 1 Abs. 2 lit. b des Kartellgesetzes 1959 als Kar-
tell gelten und nicht Empfehlungen von Kalkula-
tionsrichtlinien gemäß § 36 c des Kartellgesetzes
1959 sind, herauszugeben oder anzuwenden:

1. Absorptions- und Kompressorkühlschränke,
2. Kühltruhen,
3. Wäschewaschmaschinen,
4. Wäschezentrifugen,
5. Geschirrspülmaschinen,
6. Bügelmaschinen,
7. Rundfunk- und Fernsehempfangsgeräte so-

wie aus diesen beiden Geräten kombinierte
Schränke,

8. Elektrische Rasierapparate,
9. Staubsauger,

10. Waschpulver und Einweichmittel.

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden gemäß § 48 b des Kartellgesetzes
1959 von der Bezirksverwaltungsbehörde mit
Geldstrafe bis zu 60.000 Schilling oder mit Arrest
bis zu acht Wochen bestraft.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Feber 1972
in Kraft und verliert mit 31. Dezember 1972
ihre Wirksamkeit.

Staribacher


